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Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 
betr. Erhaltung der Pressevielfalt 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Eine lebendige, wirtschaftlich und politisch unabhängige Presse 
ist unverzichtbarer Bestandteil eines demokratischen Staates. 
Durch massiv gestiegene Papierpreise, erhöhte Lohnkosten und 
einen gleichzeitig starken Rückgang der Anzeigenerlöse sind 
viele Presseverlage in ihrer Existenz bedroht. Die Zahl der 
Zeitungen und unabhängiger Redaktionen wird immer kleiner. 
Dieser Prozeß muß aufgehalten werden. Denn Erhaltung der 
Pressevielfalt ist auch eine Voraussetzung zur Erhaltung der 
Pressefreiheit. 


Daher wird die Bundesregierung aufgefordert, folgende Maß- 
nahmen zur Erhaltung der Pressevielfalt zu treffen: 

1. Die Erlöse aus dem Vertrieb von Tageszeitungen sind unter 
Beibehaltung des Vorsteuerabzugs von der Mehrwertsteuer 
freizustellen. 

2. Der Postzeitungsdienst ist in seinem gegenwärtigen Umfang 
aufrechtzuerhalten. 

3. Die Erhöhung der für die Zeitungs- und Zeitschriftenverlage 
relevanten Gebühren des Postzeitungsdienstes (Vermitt- 
lungsgebühr, Vertriebsgebühr, Gebühr für Streifbandzeitun- 
gen, Beanschriftungsgebühr und Einweisungsgebühr) ist 
auch über den 1. Januar 1975 hinaus auszusetzen. 

4. Die Möglichkeit der Gewährung von ERP-Krediten ist beizu- 
behalten. 

5. Papier ist in die Liste der als förderungswürdig erklärten 
Rohstoffprodukte aufzunehmen. 


Bonn, den 11. Oktober 1974 


Carstens, Stückten und Fraktion 
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Begründung 


Die medienpolitische Diskussion, wie sie in den letzten Jahren 
in SPD und FDP, aber auch in einigen Gewerkschaften, geführt 
wurde, hat eine weitverbreitete Unsicherheit darüber ausgelöst, 
ob der von der sozialliberalen Koalition regierte Staat der ver- 
fassungsrechtlich gewährleisteten Freiheit der Presse und der 
Informationsfreiheit des Bürgers auch weiterhin den schuldigen 
Respekt erweisen wird. Aus der Vielzahl abenteuerlicher Vor- 
schläge, die teils von Parteitagen und Parteivorständen, teils 
von offiziellen Kommissionen zum Beschluß erhoben worden 
sind, können hier nur wenige beispielhaft genannt werden: 


— die Verpflichtung der Presse zu „Ausgewogenheit" in Be- 
richterstattung und Kommentierung und deren Kontrolle 
durch Presseausschüsse bzw. Beschwerdeinstanzen; 

— die Abschaffung des Tendenzschutzes (§ 118 Betriebsver- 
fassungsgesetz) ; 

— die gesetzliche Regelung der sogenannten inneren Presse- 
freiheit in der Weise, daß der Verleger zum Kaufmann 
degradiert wird, dem es verboten ist, in seiner Zeitung seine 
Meinung zu vertreten; 

— die Zerschlagung bestehender Verlage durch „Entflechtung" 
und „Marktanteilsbegrenzungen" ; 

— die Überführung der Nachrichtenagenturen in denen des 
öffentlich-rechtlichen Rundfunks vergleichbare Organisa- 
tionsformen. 

Alle diese Maßnahmen lassen erkennen, daß es ihren Befür- 
wortern letztlich darum geht, die privatwirtschaftliche Struktur 
unserer Presse zu beseitigen, sie in die Verfügungsgewalt der 
Gesellschaft zu überführen und damit letztlich staatlicher Kon- 
trolle zu unterwerfen. Das Ziel der politischen Disziplinierung 
und Gleichschaltung der Presse wird mitunter offen ausgespro- 
chen. Die Jungsozialisten beispielsweise erklären eindeutig, 
daß für sie die gesetzliche Einschränkung der Rechte des Ver- 
legers - ob durch Fusionskontrolle, durch Beseitigung des Ten- 
denzschutzes oder auf anderem Wege - ein Zwischenziel ist, 
das „in einem durchsichtigen Bezug zum Ziel der Emanzipation 
der Presse von wirtschaftlichem Gewinnstreben" steht. 

Auf solchem Hintergrund stößt jede pressepolitische Aktivität 
von SPD und FDP und der von beiden Parteien getragenen 
Bundesregierung auf das äußerste Mißtrauen der Öffentlichkeit 
und der CDU/CSU. Dies um so mehr, als sich die Bundesregie- 
rung beharrlich weigert, die Ursachen der Konzentrations- 
bewegung auf dem Pressemarkt wirksam zu bekämpfen, und 
sich so dem Verdacht aussetzt, zumindest durch Passivität, aber, 
was die Gebührenpolitik der Bundespost angeht, auch aktiv 
eine Entwicklung zu fördern, die radikalen Elementen die Be- 
gründung für ihre systemüberwindenden Forderungen liefert. 
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Die teils bereits im Gesetzgebungsverfahren, teils in Vorberei- 
tung befindlichen pressepolitischen Initiativen der Bundesregie- 
rung (Pressefusionskontrolle und Presserechtsrahmengesetz) 
gehen an den praktischen Bedürfnissen der Presse vorbei. Die 
Fusionskontrolle räumt die wirtschaftlichen Ursachen der Kon- 
zentration im Pressewesen nicht aus. Das Presserechtsrahmen- 
gesetz droht, die Zeitungen in eine uniformierende, den Gang 
der redaktionellen Arbeit lähmende und auf ihre Kollektivie- 
rung hinauslaufende Zwangsjacke zu stecken, ungeachtet der 
Tatsache, daß nach aller ~ statistisch belegten - Erfahrung zwi- 
schen 75 und 100 v. H. der Redakteure, Ressortleiter und Chef- 
redakteure unter den bestehenden Verhältnissen einen Mangel 
an journalistischer Freiheit nicht beklagen. 

Die Presse drückt der Schuh an ganz anderer Stelle. Ihre wirt- 
schaftliche Lage hat sich im Verlauf der letzten Monate rapide 
verschlechtert. Dabei fallen die Steigerung der Papierpreise 
und die Lohnerhöhungen besonders ins Gewicht. Es kommt hin- 
zu, daß die Kosten der Zeitung zu etwa zwei Dritteln aus dem 
Verkauf von Anzeigen gedeckt werden, was die Zeitung in be- 
sonderem Maße konjunkturempfindlich werden läßt. So ging 
der Erlös aus den Stellenanzeigen in den ersten sechs Monaten 
des Jahres 1974 bei der Frankfurter Allgemeinen Zeitung um 
20 bis 30 V. H., bei der „Welt“ um 20 v, H., bei der Süddeut- 
schen Zeitung gar um 41 v. H. zurück; bei den Immobilien- 
anzeigen beläuft sich der Rückgang im gleichen Zeitraum bei 
der Frankfurter Allgemeinen Zeitung auf 30 v. H., der „Welt“ 
auf 35 V. H. und der Süddeutschen Zeitung ebenfalls auf 30 v. H. 
Insgesamt hat der Kostendruck auf die Zeitung einen Grad 
erreicht, der eine Beschleunigung der Konzentrationsentwick- 
lung, die Unterlassung notwendiger Investitionen und eine 
Gefährdung von Arbeitsplätzen bewirkt. Die zum 1. Juli 1974 
erfolgte Verteuerung der Postgebühren im Bereich der Nach- 
richtenübermittlung und die zum 1. Januar 1975 bevorstehende 
Verteuerung des Postzeitungsdienstes bringt den Zeitungen 
schwere Belastungen, Die angekündigte Einschränkung des 
Postzeitungsdienstes wäre vor allem für die Zeitschriftenpresse 
und damit für viele selbständige Existenzen eine gefährliche 
Bedrohung. 

Die wirtschaftlichen Einbußen der letzten Zeit vermag die 
Presse mit einer Erhöhung des Verkaufspreises der Zeitung 
nicht mehr aufzufangen. Die Erfahrung zeigt, daß schon jetzt 
Preiserhöhungen durch die durch sie ausgelösten Abonnement- 
abbestellungen nahezu ausgeglichen werden. 

In dieser Lage darf die Bundesregierung nicht länger untätig 
bleiben. Die verfassungsrechtliche Sonderstellung der Presse 
und ihre konstituierende Bedeutung für den demokratischen 
Rechtsstaat erlauben es dem Staat nicht, ihrem Zusammenbruch 
tatenlos zuzusehen. 
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